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Beistandschaft juristischer Person

Problem- und Fragestellung

Das Betreibungsamt der Gemeinde Pfäffikon hat den HR-Auszug einer AG eingesehen und festgestellt, dass keine Verwaltungsratsmitglieder mehr in der AG eingetragen sind. Es gibt zur Zeit nur noch die Kontrollstelle der AG.

Ein ehemaliges Verwaltungsratsmitglied dieser AG in Pfäffikon hat die organlose AG betrieben. Ein anderes ehemaliges Verwaltungsratsmitglied hat Rechtsvorschlag erhoben. Zur Zeit sind etwa 10 Betreibungen gemacht worden.

Bevor die letzten zwei Verwaltungsratsmitglieder aus der AG ausgetreten sind, wollten sie den Konkurs anmelden. Da der Richter jedoch der Meinung war, dass noch genügend Aktiven vorhanden sind, sei dies verunmöglicht worden.

Nun wird die Vormundschaftsbehörde von einem ehemaligen VR-Mitglied angefragt, ob für die AG ein Beistand eingesetzt werden kann. Die AG hat offenbar kein Vermögen mehr.

Fragen der VB:

Muss die Gemeinde Pfäffikon das Amt des Beistandes finanzieren? Eventuell müsste dieses Mandat auch von einer privaten Treuhandgesellschaft oder von einem Anwalt übernommen werden.

Mit welcher Aufgabe muss der Beistand beauftragt werden? Soll er die AG in den Konkurs führen, oder soll er besorgt ein, dass die AG wieder einen Verwaltungsrat bekommt (dies dürfte sehr schwierig sein, obwohl die ehemaligen Verwaltungsräte auffindbar sind)?

In diesem Fall stellen sich wahrscheinlich auch strafrechtliche Aspekte, da ein ehemaliges Verwaltungsratsmitglied alle Aktiven (Mobiliar, PC usw.) verschwinden liess. Kann es sein, dass der Beistand strafrechtliche Schritte unternehmen muss, oder ist dies dann Sache des Konkursamtes?

Erwägungen

1.
Voraussetzungen Beistandschaft juristischer Personen

Gemäss Art. 393 ZGB hat die Vormundschaftsbehörde, wenn einem Vermögen die nötige Verwaltung fehlt, das Erforderliche anzuordnen und einer Körperschaft oder Stiftung namentlich dann einen Beistand zu ernennen, solange die erforderlichen Organe mangeln und nicht auf andere Weise für die Verwaltung gesorgt ist. Diese Norm ist eine der wenigen des Vormundschaftsrecht, die sich ausdrücklich auf juristische Personen bezieht; sie hat in gewissem Sinne Ausnahmecharakter, da die vormundschaftlichen Massnahmen auf natürliche Personen zugeschnitten sind.
 Die Verbeiständung von juristischen Personen wird dem entsprechend in der bundesgerichtlichen Rechtsprechung und von einem grossen Teil der Lehre als Notbehelf bezeichnet, der mit Zurückhaltung zu handhaben ist.
 Diese Betrachtungsweise drängt sich auch auf, weil es nicht Sache der Vormundschaftsbehörden bzw. des Gemeinwesens sein kann, die Geschäftsführung von schlecht geleiteten Unternehmen und die damit verbundene Verantwortung zu übernehmen.

a) Mangel der erforderlichen Organe

Die erforderlichen Organe sind die nach Gesetz sowie Statuten und Stiftungsurkunden mit der Vermögensverwaltung und in diesem Rahmen auch mit der Vertretung betrauten Organe. Bei der AG ist dies in erster Linie der Verwaltungsrat.

Besteht die Aussicht, dass binnen kurzem der verwaltungslose Zustand behoben, bzw. die notwendigen Organe bestellt werden, so ist der Tatbestand von Art. 393 Ziff. 4 nicht erfüllt (e contrario aus BGE 69 II 21, wo impliziert wird, dass – wenn bei der AG die Kontrollstelle innert nützlicher Frist die Generalversammlung einberufen könne, die ihrerseits die erforderlichen Organe bestellt - keine Beistandschaft zu errichten sei). 

Umstritten ist die Rechtslage nach der Demission des einzigen Verwaltungsrates bzw. aller Verwaltungsräte. Wann der einzige bzw. gesamte Verwaltungsrat mit voller Wirkung demissionieren darf, und ob bzw. wie lange er trotz Demission die Verwaltung weiterführen muss, ist aktienrechtlich zu beurteilen. 

Schnyder/Murer schreiben im Berner Kommentar mit Hinweisen auf mehrere Autoren, dass es nicht einzusehen sei, warum sich Behörden um eine AG bemühen müssen, deren Organe abspringen. Andererseits soll damit nicht jede Verbeiständungsmöglichkeit ausgeschlossen werden, wenn ein ernsthaftes Schutzbedürfnis (u.U. auch Dritter) besteht.

b) Fehlen einer Alternative zur Beistandschaft

Der Mangel an erforderlichen Organen führt also nur dann zur Verbeiständung, wenn nicht auf andere Weise für die Verwaltung gesorgt ist (Art. 393 Ziff. 4). Diese Verdeutlichung des Art. 393 drückt den Grundsatz der Subsidiarität aus. So sind in erster Linie zur Ueberwindung von „Verwaltungslücken“ die Vorkehren nach den einschlägigen Spezialbestimmungen des Aktienrechts beizuziehen.

2. Aufgaben der Beistandschaft

Der für die juristische Person bestellte Beistand ist im Handelsregister einzutragen, falls dies auch für die ordentlichen Organe gilt.
 Er hat anstelle des fehlenden Organs in erster Linie dafür zu sorgen, dass die juristische Person wieder ihr ordentliches Organ erhält oder der Liquidation zugeführt wird.
 Solange muss die Beistandschaft bestehen bleiben.
 Die eigentliche Verwaltung der Körperschaft oder Stiftung sollte also nur vorübergehend in den Händen des Beistandes liegen.
 Ausnahmsweise darf die Vormundschaftsbehörde gemäss Ingress auch hier selber handeln, also von der Verbeiständung absehen.

3. Weiteres Vorgehen

Im Falle der Telemedizin AG stellen sich im voraus eine Reihe von Fragen, die zu beantworten sind:

1. Aus den Unterlagen, die Sie uns noch zugestellt haben, ist nicht ersichtlich, ob die Gesellschaft noch Vermögen besitzt.

2. Anscheinend gibt es noch Büroräume: Hat der Vermieter ebenfalls seine Mietzinsforderungen betrieben?

3. Ist (war) allenfalls der ehemalige und einer strafrechtlichen Handlung verdächtigte Verwaltungsrat gleichzeitig Vermieter und hat er ein Retentionsrecht nach Art. 268b OR?

4. Es ist auch möglich, dass die bestehende Büroeinrichtung mit einem Eigentumsvorbehalt belastet ist.

5. Wo sind die Schlüssel der Büroräume?

Etc.

Aktienrechtlich stellt sich auch die Frage der Sorgfalts- und Teuepflichten der Verwaltungsräte. Der Antragssteller für eine Beistandschaft war bis 6.8.2002 selbst Aktionär und Mitglied des Verwaltungsrates. Als Verwaltungsrat hat er die Geschäfte geführt soweit er diese nicht an andere übertragen hat (Art. 716 Abs. 2 OR). Verwaltungsräte müssen ihre Aufgabe mit aller Sorgfalt erfüllen und die Interessen der Gesellschaft in guten Treuen wahren (Art. 717 Abs. 1 OR).

Im Handelsregisterauszug der Firma Telemedizin AG ist die Treuhand AG Trachsler, Uster als Revisionsstelle aufgeführt. Die Revisionsstelle müsste (könnte) als noch einziges eingetragenes Organ mindestens den Versuch starten, mit den ehemaligen Gesellschaftern eine ausserordentliche Generalversammlung einzuberufen (Art. 699 Abs. 1 OR), welche dann die nötigen Organe bestellt.

Die Gesellschaft sollte also zuerst versuchen, ihre Probleme selber zu lösen. Wir empfehlen Ihnen, sich zur vertiefteren Auseinandersetzung mit den Fragen aus dem Aktienrecht an eine qualifizierte Stelle oder Person zu wenden.

Es scheint uns auch wichtig, dass wenigstens kantonsintern die gleiche Handhabung in solchen Fällen erfolgt. Darum möchten wir Ihnen raten, sich zur weitern Beratung an die zuständige Aufsichtsbehörde zu wenden.
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� Schnyder/Murer, Berner Kommentar, N 60 zu Art. 393 ZGB, Riemer, Berner Kommentar, N 65 zu Art. 83 ZGB; derselbe Grundriss des Vormundschaftsrechts, Bern 1997


� BGE 78 II 369 E. 3c S. 374; 71 II 214 E. 2 S. 217; Schnyder/Murer, a.a.O., N 60 zu Art. 393 ZGB, mit einer Uebersicht über die verschiedenen Lehrmeinungen; Riemer, a.a.O., N 65 zu Art. 83 ZGB


� Schnyder/Murer, a.a.O., N 60 zu Art. 393 ZGB


� weitere Hinweise siehe Schnyder/Murer, a.a.O. N 70 zu Art. 393 ZGB


� siehe Hinweise auf Literatur unter Schnyder/Murer, a.a.O., N 70 zu Art. 393 ZGB


� Schnyder/Murer, a.a.O., N 70 zu Art. 393 ZGB


� vgl. BGE 78 II 369 Erw. 3 lit. C und weitere Hinweise unter Schnyder/Murer, a.a.O., N 75 zu Art. 393 ZGB


� Riemer, a.a.O., N 64 zu Art. 83


� siehe Hinweise auf Literatur unter Schnyder/Murer, a.a.O., N 70 zu Art. 393 ZGB


� ZVW 6/1951 29 Nr 11


� ZVW 1/1946 98 Nr. 29 Erw. 3


� Schnyder/Murer, a.a.O., N 23 zu Art. 393 sowie N 36 zu Art. 392 sowie weitere Literaturhinweise N 77 zu Art. 393
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